
Dr. Dies tel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren Abgeordne­
te ! Ich möchte kurz auf die Bemerkung von Herrn Möller von der 
SPD zurückkommen. Dieses Gesetz, das wir vor einer Woche be­
schlossen haben, das alle Fraktionen, ich glaube, mit wenigen 
Gegenstimmen akzeptiert haben, ist auch der Ausgangspunkt 
für die Verhandlungsposition der DDR-Regierung. Ich möchte 
einfach darauf hinweisen, wenn sich zwei Partner an einen Tisch 
setzen und ein Verhandlungspaket beackern, dann ist es für den 
Schwächeren nicht möglich, bestimmte Positionen gegen den 
Willen des Stärkeren durchzusetzen.

(Unruhe)

Ich muß ganz eindeutig sagen, daß unsere Verhandlungsposi­
tion, auch wenn ich persönlich zu einigen inhaltlichen Punkten 
dieses Gesetzes eine andere Überzeugung habe, diese Auffas­
sung, die Sie hier vor einer Woche beschlossen haben, von 
Dr. Krause dort durchgesetzt wurde, zumindest hinsichtlich der 
Ausgangspunkte für die Regelung dieser Frage, Herr Möller, die 
Sie angesprochen haben. Ich muß einfach sagen, daß es falsch 
ist, wenn Sie jetzt darstellen, daß der Innenminister die Möglich­
keit gehabt habe, auf den Verhandlungsinhalt tief Einfluß zu 
nehmen. Das ist einfach falsch, das überschätzt die Möglichkei­
ten, die wir als Regierung haben.

(Unruhe)

Es ist notwendig, diese Punkte gemeinsam noch einmal zu be­
raten und einen Konsens zu erzielen, der dieses Problem der 
Vergangenheitsbewältigung als ein DDR-Problem auch noch zu 
behandeln ermöglicht.

Bei der Regelung, die mir jetzt aus dem Einigungsvertrag be­
kannt ist - Sie wissen, daß ich nicht Verhandlungsführer bin -, 
gibt es einige Bemerkungen, die nicht meine Zustimmung fin­
den. Auf jeden Fall bitte ich Sie, davon auszugehen, daß das, was 
fixiert ist, aus bundesdeutscher Sicht aufgrund der immensen 
Berührung auch von 2 Millionen Bundesbürgern in Überein­
stimmung mit dem bundesdeutschen Datenschutzrecht eine 
notwendige, aus der Sicht der Bundesrepublik auch praktikable 
Lösung ist. Ich halte es für notwendig, daß die Regierung, so wie 
das im Antrag vorgesehen ist, die Gelegenheit erhält, diese Fra­
ge noch einmal zu verhandeln. Ich beantworte gern diese Fra­
gen.

Frau Birthler (Bündnis90/Grüne):

Herr Minister, wenn es so sein sollte, wie Sie sagen, daß die 
DDR-Verhandlungsführung den Standpunkt der Volkskammer 
bei der Verhandlung entschlossen vertreten hat - was hat die 
Bundesregierung veranlaßt, den Beschluß der Volkskammer zu 
mißachten? Hier ging es nun mal nicht um Geld.

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Frau Birthler, ich muß das einfach so sagen: Ich bin an den 
Verhandlungen über den Staatsvertrag nicht beteiligt. Der 
Staatssekretär Dr. Stief ist benannt worden. Ich werde Ihre Fra­
ge ausführlich beantworten. Sie bekommen von mir eine aus­
führliche schriftliche Äußerung.

Frau Morgenstern (SPD):

Herr Minister, wir haben ein weiteres Gesetz zu beschließen, 
das vermutlich heute in einer Woche auf der Tagesordnung ste­
hen wird. Es handelt sich da um das Rehabilitierungsgesetz. Tei­
len Sie meine Befürchtung, daß dieses noch zu verabschiedende 
Gesetz unter Umständen dieselbe Behandlung erfährt wie das, 
über das wir jetzt sprechen?

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Frau Abgeordnete, ich hoffe das nicht, und ich werde meine 
Kraft dafür einsetzen, daß die Rehabilitierungsbedürfnisse un-
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serer DDR-Bürger auch künftig Berücksichtigung finden. Die­
ses Gesetz ist dafür eine gute Grundlage.

Dr. Heltzig (SPD):

Herr Minister, aus Ihren Worten höre ich: Dies ist ein Unter­
werfungsvertrag.

(Protestrufe von CDU/DA)

Er hat gesagt: Wir sind in der schwächeren Position. Und dies ist 
eine eindeutige DDR-Angelegenheit.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Ich bestehe darauf - das habe ich einmal erklärt -, 

daß es bei Fragen bleibt, und es muß jetzt eine Frage kommen. 
Bitte schön!)

Glauben Sie, daß Sie als Dienstherr Ihres Staatssekretärs jetzt 
handeln müssen und persönliche Konsequenzen hinsichtlich 
des Herrn Stief oder Ihrer eigenen Person ziehen müssen?

(Beifall, vor allem bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Abgeordneter! Herr Dr. Stief ist ein sehr befähig' 
Staatssekretär, der bisher eine hervorragende Arbeit geleistet 
hat. Ich werde über diese Frage, über einen Widerspruch, der 
sich aus seinen Äußerungen ergibt, mit ihm ein Gespräch füh­
ren. Im übrigen möchte ich Ihnen sagen, daß Herr Stief ein 
Staatssekretär aus dem liberalen Bereich ist, und ich sehe über­
haupt keine Veranlassung, dort eine Veränderung zu treffen.

Thietz (F.D.P.):

Zwei Fragen: Die erste Frage: Ich bin informiert worden, daß 
bereits einen Tag vor der Verabschiedung dieses Gesetzes hier 
bei uns in der Kammer in Bonn diese Entscheidung gefällt wor­
den ist, das nicht in dieser Art und Weise im Staatsvertrag zu ver­
ankern.

(Unruhe im Saal)

Die zweite Frage: Ist Ihnen bewußt, daß die Durchsetzung und 
überhaupt die Realisierung des Rehabilitierungsgesetzes ganz 
eng mit der Realisierung dieses Gesetzes verknüpft ist, daß das 
zweite nicht ohne das erste durchsetzbar ist?

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Abgeordneter, ich sehe diese Frage im gleichen Zu­
sammenhang, in dem Sie sie dargestellt haben, und ich muß 
Ihnen sagen: Ich fühle mich auch an den Auftrag der Kammer 
gebunden, die vor einer Woche eindeutig entschieden hat. Ich 
wollte nur darstellen, daß es für den Innenminster nicht mög­
lich ist, direktiv das Verhandlungsergebnis in einer Art und 
Weise zu beeinflussen, wie wir es wünschen. Hier sind, wenn 
sich zwei an einen Tisch setzen und verhandeln, Grenzen ge­
setzt.

Ich muß Ihnen sagen: Die Fragen sind nicht endgültig gere­
gelt. Ich habe das sichere Gefühl, und ich glaube auch - die Kam­
mer hat ja eine eindeutige Entscheidung getroffen -, daß diese 
Frage noch nicht endgültig entschieden ist.

Thietz (F.D.P.):

Sie erlauben noch eine Bemerkung: Die Verhandlungsdelega­
tion kann sich eigentlich eine bessere Position gar nicht wün­
schen, wenn die gesamte Volkskammer voll dahintersteht.

(Beifall, vor allem bei der SPD)


